
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, 15. Januar 2015 

 
 

Mandantenbrief Januar 2015 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemeines 

· "Düsseldorfer Tabelle" 2015 mit höherem Selbstbehalt für 
Unterhaltspflichtige 
 

Einkommenssteuer 
· Teilwertabschreibung auf Grund und Boden zulässig 

 
Lohn 

· Minijobs: Bestandsschutz- und Übergangsregelungen laufen aus 
 
Umsatzsteuer 

· Vorsteuerabzug aus Baukosten eines gemischt genutzten Gebäudes 
 

Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung Januar und Februar 2015 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 12.1.20151 10.2.20152 
Umsatzsteuer 12.1.20153 10.2.20154 
Umsatzsteuer-Sondervorauszahlung entfällt 10.2.2015 
Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck6 

15.1.2015 13.2.2015 

7.1.2015 6.2.2015 

Gewerbesteuer entfällt 16.2.2015 
Grundsteuer entfällt 16.2.2015 
Ende der Schonfrist  Überweisung 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:  Scheck6 

entfällt 
 

entfällt 

19.2.2015 
 

13.2.2015 
Sozialversicherung7 28.1.2015 25.2.2015 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertragsteuer sowie 

der darauf entfallende Solidaritätszuschlag zeitgleich 
mit einer erfolgten Gewinnausschüttung an den An-
teilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr; bei Jahreszahlern für das 

abgelaufene Kalenderjahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit Dauerfristver-

längerung für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 26.1./23.2.2015) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Regionale Besonderheiten bzgl. der 
Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Ge-
haltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Allgemeines 
"Düsseldorfer Tabelle" 2015 mit höherem Selbstbehalt für Unterhaltspflichtige 
Oberlandesgericht Düsseldorf, Pressemitteilung vom 04.12.2014 
Zum 01.01.2015 wird der für Unterhaltspflichtige in der "Düsseldorfer Tabelle" zu berücksichtigende 
Selbstbehalt erhöht. Der notwendige Selbstbehalt steigt für unterhaltspflichtige Erwerbstätige von 
1.000,00 Euro auf 1.080,00 Euro, sofern sie für minderjährige Kinder oder Kinder bis zum 21. Lebens-
jahr, die im Haushalt eines Elternteils leben und sich in der allgemeinen Schulausbildung befinden, zur 
Zahlung verpflichtet sind. Für nicht erwerbstätige Unterhaltsverpflichtete steigt der Selbstbehalt von 
800,00 Euro auf 880,00 Euro. Die Anpassung berücksichtigt u.a. die Erhöhung der SGB II-Sätze 
("Hartz IV") zum 01.01.2015. 

Einkommensteuer 
Teilwertabschreibung auf Grund und Boden zulässig 
Teilwertabschreibungen sind grundsätzlich auch auf nicht abnutzbare Wirtschaftsgüter des Anlage-
vermögens möglich. Bei der Beurteilung ist lediglich aus der Sicht am Bilanzstichtag zu beurteilen, ob 
mehr Gründe für eine andauernde Wertminderung sprechen als dagegen. Grundlage für eine solche 
Beurteilung können herabgesetzte Bodenrichtwerte der Gutachterausschüsse sein. 
(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs) 

Objektbezogenheit der Bescheinigung für die Inanspruchnahme erhöhter Absetzungen 
Wird in einem im Sanierungsgebiet gelegenen Gebäude durch Ausbau des Dachbodens zu Wohn-
raum eine vorher nicht vorhandene Eigentumswohnung errichtet, kann dafür die „Sanierungs-AfA“ nur 
in Anspruch genommen werden, wenn die zuständige Gemeindebehörde die Erfüllung der Vorausset-
zungen objektbezogen bescheinigt. Daher reicht es nicht, wenn bescheinigt wird, dass das gesamte 
Gebäude in einem durch Sanierungssatzung förmlich festgelegten Sanierungsgebiet belegen ist. 
Denn die Gewährung der Begünstigung ist nicht für das Gebäude als Ganzes, sondern objektbezogen 
für die Eigentumswohnung als selbstständiges Wirtschaftsgut, das eigenen Regeln für die erhöhten 
Absetzungen unterliegt, zu beurteilen. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Lohn 
Minijobs: Bestandsschutz- und Übergangsregelungen laufen aus 
Zum 1.1.2013 hat der Gesetzgeber die Verdienstgrenze für geringfügig entlohnte Beschäftigte auf 
monatlich 450 Euro angehoben. In diesem Zusammenhang verschoben sich auch die Verdienstgren-
zen für versicherungspflichtige Beschäftigungen in der Gleitzone von ehemals 400,01 EUR bis 
800,00 EUR auf 450,01 EUR bis 850 EUR. Für Arbeitnehmer, die vor dem 1. Januar 2013 zwischen 
400,01 EUR und 450,00 EUR verdient haben, bestand bis zum 31.12.2012 Versicherungspflicht in 
allen Zweigen der Sozialversicherung. Für die Berechnung der Sozialversicherungsbeiträge war die 
zu diesem Zeitpunkt geltende Gleitzonenformel anzuwenden. 
Die Deutsche Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See weist auf den Wegfall der Übergangsrege-
lungen für Beschäftigungen in der Gleitzone zum 1.1.2015 hin: 
· Aufgrund von Übergangsregelungen besteht für diese Arbeitnehmer seit dem 1.1.2013 weiterhin 

ein sozialversicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis nach Maßgabe der bisherigen 
Gleitzonenregelung. Obwohl die Voraussetzungen einer geringfügig entlohnten Beschäftigung 
(450 EUR-Minijob) vorliegen, sind die hierfür maßgeblichen Regelungen des Sozialversicherungs- 
und Einkommensteuerrechts nicht anzuwenden. 

· Diese Übergangsregelung endet am 31.12.2014. Soweit das Beschäftigungsverhältnis über den 
31.12.2014 hinaus unverändert fortbesteht, ändert sich der sozialversicherungsrechtliche Status. 

· Ab dem 1.1.2015 wird aus der Beschäftigung in der Gleitzone eine geringfügig entlohnte 
Beschäftigung (450 EUR-Minijob). 

· Zu diesem Zeitpunkt entfällt die Versicherungspflicht in der Pflegeversicherung. In der Kranken- 
und Arbeitslosenversicherung tritt Versicherungsfreiheit ein. Einzig die Rentenversicherungspflicht 
bleibt bestehen, allerdings gelten die Regelungen für 450 EUR-Minijobs. Das heißt, der Minijobber 
kann sich auf Antrag von der Rentenversicherungspflicht befreien lassen. Der Arbeitnehmer ist bei 
der Krankenkasse ab- und bei der Minijob-Zentrale anzumelden. 

· Soweit der Status einer sozialversicherungspflichtigen Beschäftigung über den 31.12.2014 erhalten 
bleiben soll, besteht bei den Arbeitsvertragsparteien Handlungsbedarf. Hierfür ist es erforderlich, 



 
die arbeitsvertraglichen Grundlagen in der Form abzuändern, dass sich die regelmäßige 
monatliche Vergütung ab dem 1.1.2015 auf über 450 EUR erhöht. 

Umsatzsteuer 
Vorsteuerabzug aus Baukosten eines gemischt genutzten Gebäudes nur bei rechtzeitiger 
Zuordnung zum Unternehmensvermögen 
Ein Unternehmer begann 2007 mit dem Bau eines Gebäudes, das 2009 fertig gestellt wurde. Einige 
Räume wurden danach umsatzsteuerpflichtig vermietet, andere für eigene Wohnzwecke genutzt. Im 
November 2010 gab er die Umsatzsteuererklärung 2007 ab und machte darin die Vorsteuern für die 
2007 angefallenen Baukosten insoweit geltend, als sie auf die umsatzsteuerpflichtig vermieteten 
Räumlichkeiten entfielen. 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass der Vorsteuerabzug für 2007 nicht zu gewähren ist, weil eine 
Zuordnung des umsatzsteuerpflichtig vermieteten Gebäudeteils zum Unternehmensvermögen nicht 
rechtzeitig dem Finanzamt gegenüber erklärt worden war. 
Hinweis: Die Erklärung über die Zuordnung ist spätestens bis zum 31. Mai des auf den Leistungsbe-
zug folgenden Jahres dem Finanzamt gegenüber abzugeben. 
 


